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1. Einleitung 
 

Arbeits- und Gesundheitsschutz ist Aufgabe des Ar-
beitgebers/Dienstherrn als Ausfluss der Fürsorge-
pflicht für das von ihm beeinflussbare dienstliche 
Umfeld. Daneben hat jeder Beschäftigte die Pflicht 
für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit Sorge 
zu tragen.  
 
Für die Beachtung der staatlichen Arbeitsschutzvor-
schriften ist als Arbeitgeber/Dienstherr das Land 
Baden-Württemberg verantwortlich. Die Verantwort-
lichkeit der Schulträger bleibt hiervon unberührt. Im 
Bereich der Schulen und Schulkindergärten ist für 
die Erfüllung der Verpflichtungen des Arbeitsschutz-
gesetztes neben dem Dienstherrn/Arbeitgeber die 

Schulleiterin/der Schulleiter bzw. die Leiterin/der Lei-
ter des Schulkindergartens im Rahmen der ihnen 
übertragenen Aufgaben und Befugnisse zuständig.  
 
Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
verstehen sich dabei als Bestandteil einer umfas-
senden Personal- und Organisationsentwicklung, 
die auf den Erhalt und die Förderung der Gesund-
heit zielt und eine Gefährdung für Leben und Ge-
sundheit zu vermeiden hilft. 
 
Die Arbeitsschutzanforderungen, die an den Arbeit-
geber/Dienstherrn gestellt werden, sind geregelt in 
der Richtlinie 89/391/EWG des Rates über die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer bei der Arbeit, umgesetzt in nationales 
Recht durch das Gesetz über die Durchführung von 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz – 
ArbSchG) und den hierzu erlassenen Rechtsverord-
nungen, dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicher-
heitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit (Arbeitssicherheitsgesetz – ASiG) sowie in 
den Unfallverhütungsvorschriften der Unfallkasse 
Baden-Württemberg.  
 
 
 
Durch das Arbeitsschutzgesetz ist der Arbeitge-
ber/Dienstherr insbesondere verpflichtet, 

- die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschut-
zes unter Berücksichtigung der Umstände zu tref-
fen, die die Sicherheit und Gesundheit der Be-
schäftigten bei der Arbeit beeinträchtigen, die 
Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen 
und erforderlichenfalls sich ändernden Gegeben-
heiten anzupassen und dabei eine Verbesserung 
von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Be-
schäftigten anzustreben, 

- durch eine Beurteilung der für die Beschäftigten 
mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen zu 
ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeitsschut-
zes erforderlich sind, 

- unter Berücksichtigung der Art der Tätigkeit und 
der Zahl der Beschäftigten für eine geeignete Or-
ganisation zu sorgen und die erforderlichen Mittel 
bereitzustellen sowie Vorkehrungen zu treffen, 
dass die Maßnahmen erforderlichenfalls bei allen 
Tätigkeiten und eingebunden in die betrieblichen 
Führungsstrukturen beachtet werden und die Be-
schäftigten ihren Mitwirkungspflichten nachkom-
men. 

 
Grundlage der Umsetzung des Arbeitsschutzes im 
Schulbereich ist die im Jahr 2001 erlassene Verwal-
tungsvorschrift "Arbeitsschutz an Schulen und 
Schulkindergärten" (K.u.U. 2001 S. 255 ff.) in der 
jeweils geltenden Fassung. Die Verwaltungsvor-
schrift kann durch Dienstvereinbarungen zum Ar-
beitsschutz ergänzt werden. Folgende Vereinbarun-
gen wurden abgeschlossen: 

- Dienstvereinbarung zur Gefährdungsbeurteilung 
der Arbeitsplätze der Lehrkräfte in  Grund-, 
Haupt-, Real- und Sonderschulbereich, 

- Dienstvereinbarung zum Arbeitsschutz an den 
Gymnasien in Baden-Württemberg, 



- Dienstvereinbarung zum Arbeitsschutz an den be-
ruflichen Schulen in Baden-Württemberg (mit Wir-
kung vom 1. Januar 2005 außer Kraft getreten). 

 
Im Rahmen der bisherigen Dienstvereinbarungen 
wurden als Probe-, Anlauf- und Pilotphase an 10 % 
der Schulen und Schulkindergärten im Bereich der 
Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulen, an 30 % 
der Gymnasien und an 15 % der beruflichen Schu-
len Gefährdungsbeurteilungen durchgeführt. Die Er-
gebnisse dieser Testphase fließen in die weitere 
Entwicklung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
im Schulbereich (z.B. Weiterentwicklung des Rah-
menkonzepts und der Prüfinstrumente) ein. 
 
Um die Bedeutung des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes zu unterstreichen und um das Kultusminis-
terium bei der Umsetzung des Arbeitsschutzes an 
den Schulen und Schulkindergärten fachlich zu un-
terstützen, wurde, nachdem bisher die Leitstelle Be-
triebsärztlicher Dienst für die Kultusverwaltung beim 
Oberschulamt Stuttgart eingerichtet war, zum 01. 
April 2003 die Leitstelle Betriebsärztlicher Dienst für 
das Kultusressort, Arbeits- und Gesundheitsschutz 
als Stabsstelle beim Kultusministerium eingerichtet. 
 
Der Leitstelle obliegt hinsichtlich des Schulbereichs 
insbesondere die konzeptionelle Arbeit zur betriebs-
ärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung der 
Lehrerinnen und Lehrer sowie die Bearbeitung ü-
bergreifender Aufgaben nach den §§ 3 und 6 Ar-
beitssicherheitsgesetz. Zum Aufgabenbereich der 
Leitstelle gehört ferner die Steuerung, Koordination 
und Fortbildung der vom Land verpflichteten regio-
nal tätigen überbetrieblichen Dienste und die Bera-
tung des Kultusministeriums in allen medizinischen 
und technischen Fragen des Arbeitsschutzes. 
 

2. Ziele 
 
Das vorliegende Rahmenkonzept zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz dient der ganzheitlichen Umset-
zung und der Fortentwicklung der Maßnahmen zum 
Erhalt und zur Förderung von Gesundheit, physi-
scher und psychischer Leistungsfähigkeit, Arbeitszu-
friedenheit und Leistungsbereitschaft der Lehrerin-
nen und Lehrer. Durch präventive Maßnahmen sol-
len Gefährdungen, einschließlich gesundheitsge-
fährdender Belastungen, im Lehrerberuf effizient 
minimiert und nach Möglichkeit beseitigt werden, um 
damit die Sicherheit und Gesundheit der Lehrerin-
nen und Lehrer an den Schulen und Schulkindergär-
ten Baden-Württembergs zu verbessern. Vorausset-
zung hierfür ist, dass die Schutzmaßnahmen alle 
Entscheidungsebenen ansprechen und von allen am 
Arbeitsschutz Beteiligten getragen werden. Das 
System soll eine kontinuierliche Verbesserung der 
Arbeitsschutzleistung ermöglichen. 

 
Ziele sind: 

- Eine positive Beeinflussung des Gesundheitszu-
standes der Lehrerinnen und Lehrer unter Be-
rücksichtigung der jeweils besonderen Situation 
von Frauen und Männern, Schwangeren, Behin-
derten und älteren Beschäftigen, 

- ein verstärktes Engagement aller Führungskräfte 
und Entscheidungsträger bei der Umsetzung von 
Schutzmaßnahmen, 

- eine Verbesserung der Information der Beschäf-
tigten über die Maßnahmen und Angebote zum 
Arbeits- und Gesundheitsschutz, 

- eine Motivierung der Beschäftigten, an der Um-
setzung von Schutzmaßnahmen aktiv teilzuneh-
men, 

- die Sensibilisierung hinsichtlich Gefährdungen 
und Belastungen im Lehrerberuf sowie deren 
möglichen Folgen. 

 
3. Maßnahmen 
 

Die Umsetzung erfolgt auf Grund der jeweils gelten-
den rechtlichen Bestimmungen im Rahmen der nach 
dem Haushaltsplan zur Verfügung stehenden Mittel 
mit Hilfe folgender Maßnahmen: 

1. Regelbetreuung der Lehrerinnen und Lehrer nach 
den §§ 3 und 6 ASiG durch Bestellung von Be-
triebsärztinnen/Betriebsärzten und von Fachkräf-
ten für Arbeitssicherheit *,  

2. Arbeitskreise für Arbeitsschutz und projektbezo-
gene Gesundheitszirkel auf freiwilliger Basis an 
den Schulen und Schulkindergärten sowie Ar-
beitsschutzausschüsse bei den Schulaufsichtsbe-
hörden, 

3. Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen an 
den Schulen und Schulkindergärten, Umsetzung 
von Maßnahmen auf der Grundlage der Ergebnis-
se durch die beteiligten Schulen/ Schulkindergär-
ten bzw. Schulaufsichtsaufbehörden und Doku-
mentation der Ergebnisse, 

4. Initiierung und Durchführung von vertiefenden Un-
tersuchungen zu den Ursachen von psychomen-
talen Belastungen und deren möglicher Abhilfe, 

5. Unterstützung der Schulen und Schulkindergär-
ten, insbesondere durch sukzessive Bereitstellung 
der Rechtsgrundlagen zum Arbeitsschutz (Geset-
ze, Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften) 
sowie von Informationen zu deren Umsetzung, In-
formationen über typische Gefährdungen sowie 
von Hinweisen zur Vermeidung bzw. Verminde-
rung von Gefährdungen für Schulen und Schul-
kindergärten, Beratungsmöglichkeiten und Be-
rücksichtigung bei der Fortbildung. 

 
3.1 Betriebsärztliche und sicherheitstechnische 

Regelbetreuung nach den §§ 3 und 6 ASiG 
 

Für die öffentliche Verwaltung ist gemäß § 16 A-
SiG ein den Grundsätzen dieses Gesetzes 
gleichwertiger arbeitsmedizinischer und sicher-
heitstechnischer Arbeitsschutz zu gewährleisten. 
Die Maßnahmen, die der Arbeitgeber zur Erfül-
lung der aus dem Arbeitssicherheitsgesetz resul-
tierenden Pflichten zu treffen hat, ergeben sich für 
die Arbeitnehmer des Landes aus der Unfallver-
hütungsvorschrift GUV-V A6/7 (ehemals GUV 
0.5).  
Für die betriebsärztliche Betreuung der Lehrerin-
nen und Lehrer schließen die Regierungspräsi-
dien in Abstimmung mit dem Kultusministerium 

                                            
* Hinsichtlich der sicherheitstechnischen Betreuung ist die 
Rechtslage (Zuständigkeit, Verantwortlichkeit für Finanzierung) 
zwischen dem Land und den kommunalen Schulträgern nicht 
abschließend geklärt. Eine Lösung wird angestrebt. 



Verträge mit überbetrieblichen arbeitsmedizini-
schen Diensten ab *. 

 
Die Regelbetreuung umfasst insbesondere 

- Beratung bei  

- der Planung, Ausführung, Unterhaltung von 
Betriebsanlagen, sozialen und sanitären Ein-
richtungen, 

- der Beschaffung von technischen Arbeitsmit-
teln und der Einführung von Arbeitsverfahren 
und Arbeitsstoffen, 

- der Auswahl und Erprobung von Körper-
schutzmitteln, 

- arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologi-
schen und sonstigen ergonomischen sowie 
arbeitshygienischen Fragen, insbesondere 
des Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit und der 
Pausenregelung, 

- Fragen der Ersten Hilfe, 

- der Beurteilung der Arbeitsbedingungen; 

- Untersuchung, arbeitsmedizinische Beurteilung 
und Beratung der Lehrerinnen und Lehrer, Er-
fassung und Auswertung der Untersuchungser-
gebnisse; 

- Sicherheitstechnische Überprüfung der Be-
triebsanlagen, der technischen Hilfsmittel und 
Arbeitsverfahren; 

- Beobachtung der Durchführung des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhütung durch 

- regelmäßige Begehungen, Mitteilung der 
festgestellten Mängel, Vorschlagen von Maß-
nahmen zur Beseitigung von Mängeln und 
Hinwirken auf deren Durchführung, 

- Achten auf die Benutzung von Körper-
schutzmitteln, 

- Untersuchung von Ursachen von Arbeitsun-
fällen und von arbeitsbedingten Erkrankun-
gen, Erfassung und Auswertung von Unter-
suchungsergebnissen, Vorschlagen von 
Maßnahmen zur Verhütung dieser Arbeitsun-
fälle bzw. dieser Erkrankungen; 

- Verhaltensbeeinflussungen durch Hinwirken auf 
sicheres Verhalten, insbesondere durch Beleh-
rung über Unfall- und Gesundheitsgefahren und 
Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahren. 

 
Als Anlauf- und Informationsplattform für Anfragen 
der Schulleiterinnen und Schulleiter bzw. der Lei-
terinnen und Leiter der Schulkindergärten sowie 
auch für Anfragen einzelner Lehrkräfte wird von 
den arbeitsmedizinischen Diensten eine Hotline 
eingerichtet, unter der die betriebsärztlichen 
Dienste für Fragen zum Arbeits- und Gesund-
heitsschutz zur Verfügung stehen. 

 
3. Arbeitskreise für Arbeitsschutz, Gesundheits-

zirkel, Arbeitsschutzausschüsse 

                                            
* Hinsichtlich der sicherheitstechnischen Betreuung ist die 
Rechtslage (Zuständigkeit, Verantwortlichkeit für Finanzierung) 
zwischen dem Land und den kommunalen Schulträgern nicht 
abschließend geklärt. Eine Lösung wird angestrebt. 
 

 
3.2.1  Arbeitskreis für Arbeitsschutz 
 

An den Schulen und Schulkindergärten kann ein 
Arbeitskreis für Arbeitschutz eingerichtet werden. 
Die Schulleiterin/der Schulleiter bzw. die Leite-
rin/der Leiter des Schulkindergartens ist zur Ein-
richtung eines solchen Arbeitskreises verpflichtet, 
wenn  

- im Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulbe-
reich die Mehrheit der Gesamtlehrerkonferenz;  

- im Bereich der Gymnasien die Mehrheit der Ge-
samtlehrerkonferenz oder des örtlichen Perso-
nalrats  

die Einrichtung eines Arbeitskreises schriftlich be-
gründet wünscht. Als Gründe kommen insbeson-
dere in Betracht: 

- Nach den Ergebnissen einer vorangegangenen 
Gefährdungsbeurteilung besteht dringender 
Handlungsbedarf aufgrund einer erheblichen 
Gesundheitsgefährdung für Lehrerinnen und 
Lehrer, 

- bei dringendem Beratungsbedarf, z.B. aus An-
lass umfangreicher Sanierungsarbeiten in der 
Schule/dem Schulkindergarten oder einer räum-
lichen Umorganisation (Neueinrichtung oder 
Verlegung von Fachräumen) innerhalb der 
Schule/des Schulkindergartens oder 

- zur Beratung von Vorschlägen des Gesund-
heitszirkels für Maßnahmen einer gesundheits-
gerechten Arbeitsgestaltung. 

Wird ein Arbeitskreis gebildet, tritt dieser ein Mal 
pro Schuljahr zusammen. Im Bedarfsfall sind zu-
sätzliche Sitzungen möglich. Der Bedarf gilt als 
gegeben, wenn mindestens zwei der ständigen 
Vertreter des Arbeitskreises oder die Mehrheit der 
Gesamtlehrerkonferenz eine Sitzung schriftlich 
begründet wünscht. 
 
Der Arbeitskreis setzt sich wie folgt zusammen 
(ständige Vertreter): 

- Schulleiter/in bzw. Leiter/in des Schulkindergar-
tens oder einer von der Schulleiterin/dem 
Schulleiter bzw. der Leiterin/dem Leiter des 
Schulkindergartens beauftragten Lehrkraft 
(Vorsitzende/r), 

- Sicherheitsbeauftragte/r für den inneren Schul-
bereich, 

- im GHRS-Bereich eine von der Gesamtlehrer-
konferenz gewählte Lehrkraft und ein vom örtli-
chen Personalrat bestimmtes Personalratsmit-
glied, 

- im Bereich der Gymnasien zwei vom örtlichen 
Personalrat bestimmte Personalratsmitglieder. 

 
Die Vertrauensperson der Schwerbehinderten 
sowie die Beauftragte für Chancengleichheit ha-
ben das Recht an den Sitzungen beratend teilzu-
nehmen. 
 
Bei Bedarf können zusätzlich die Betriebsärz-
tin/der Betriebsarzt, die Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit, die/der Sicherheitsbeauftragte für den 
äußeren Schulbereich an den Sitzungen teilneh-
men. Sofern erforderlich, können auch Vertreter 



der zuständigen Schulaufsicht, des Unfallversi-
cherungsträgers oder weitere Fachleute (z.B. 
Strahlenschutzbeauftragte/r) zu den Sitzungen 
hinzugezogen werden.  
 
Welche Personen zusätzlich zu den ständigen 
Vertretern an den Sitzungen teilnehmen sollen, 
legt die/der Vorsitzende des Arbeitskreises fest. 
Die/der Vorsitzende soll dann weitere Personen 
einladen, wenn mindestens zwei der ständigen 
Vertreter des Arbeitskreises oder die Mehrheit der 
Gesamtlehrerkonferenz das Hinzuziehen weiterer 
Personen begründet wünscht. 
 
Die Einladung zur Sitzung des Arbeitskreises er-
folgt jeweils schriftlich durch die/den Vorsitzen-
de/n unter Mitteilung der Tagesordnung. 
 
Der Arbeitskreis hat beratende Funktion. Die Erör-
terungen sollen sich auf wesentliche Fragen mit 
Bedeutung für alle Beteiligten konzentrieren. Die 
Aufgabenkataloge der §§ 3 und 6 Arbeitssicher-
heitsgesetz können als Orientierung für die Tätig-
keit des Arbeitskreises herangezogen werden. 

 
3.2.2  Gesundheitszirkel 
 

Um die aktive Einbeziehung der Lehrerinnen und 
Lehrer in den Arbeitsschutz zu fördern, können an 
den Schulen und Schulkindergärten unter Beach-
tung des Grundsatzes der Freiwilligkeit über einen 
begrenzten Zeitraum von acht bis zwölf Sitzungen 
projektbezogene Gesundheitszirkel gebildet wer-
den. Aufgabe der Gesundheitszirkel ist es, ge-
sundheitlich bedeutsame Arbeitsbelastungen an 
der jeweiligen Schule/dem jeweiligen Schulkin-
dergarten und deren Ursache aufzuzeigen und 
Veränderungsvorschläge für an der Schule/dem 
Schulkindergarten konkret umsetzbare Maßnah-
men im Sinne einer gesundheitsgerechten Ar-
beitsgestaltung zu entwickeln. Dem Gesundheits-
zirkel sollen in Abhängigkeit von der Größe der 
Schule/dem Schulkindergarten bis zu 10 Lehrkräf-
te der jeweiligen Schule bzw. des jeweiligen 
Schulkindergartens angehören. Die Schulleite-
rin/der Schulleiter/in bzw. die Leiterin/der Leiter 
des Schulkindergartens oder eine von der Schul-
leiterin/dem Schulleiter bzw. der Leiterin/dem Lei-
ter des Schulkindergartens beauftragte Lehrkraft 
sowie die/der zuständige Betriebsärz-
tin/Betriebsarzt nehmen im erforderlichen Umfang 
an den Sitzungen des Gesundheitszirkels teil. 

 
3.2.3  Arbeitsschutzausschüsse 
 

Die Bildung von Arbeitsschutzausschüssen und 
die Benennung von Ansprechpartnern bzw. An-
sprechpartnerinnen für den Arbeitsschutz bei den 
Schulaufsichtsbehörden richtet sich nach der 
Verwaltungsvorschrift über den Arbeitsschutz an 
Schulen und Schulkindergärten in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

 
3.3 Gefährdungsbeurteilung 
 

Nach § 5 Abs. 1 ArbSchG ist der Arbeitgeber ver-
pflichtet, durch eine Beurteilung die für die Be-
schäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefähr-
dungen zu ermitteln, um Maßnahmen des Ar-
beitsschutzes festzulegen. Nach § 6 ArbSchG ist 
die Beurteilung zu dokumentieren. Die Beurteilung 
ist je nach Art der Tätigkeit vorzunehmen. Bei 

gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurtei-
lung eines Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit aus-
reichend.  
 
Die Gefährdungsbeurteilung ist eine systemati-
sche Ermittlung von Gefährdungen sowie deren 
Bedingungen, unter denen sie wirksam werden. 
Daraus abzuleitende Schutzmaßnahmen orientie-
ren sich an den Beurteilungskriterien, Rechts-
grundlagen und Schutzzielen nach Stand von 
Wissenschaft und Technik. Für die Gefährdungs-
beurteilung werden den allgemein bildenden und 
beruflichen Schulen spezielle Checklisten von der 
Leitstelle zur Verfügung gestellt. Diese sollen auf-
grund der in der praktischen Anwendung gemach-
ten Erfahrungen mit dem Ziel einer kontinuierli-
chen Verbesserung des Arbeitsschutzes ange-
passt werden. 
 
Die Durchführung der regelmäßigen arbeitsplatz- 
und personenbezogenen Gefährdungsbeurteilung 
obliegt den Schulen/den Schulkindergärten. Die 
Schulleiterin/der Schulleiter bzw. die Leiterin/der 
Leiter des Schulkindergartens kann möglichst 
durch Aus-, Fort- und Weiterbildung befähigte 
Lehrerinnen und Lehrer mit der Durchführung der 
arbeitsplatzbezogenen Gefährdungsbeurteilung 
beauftragen. Art und Weise der personenbezoge-
nen Gefährdungsbeurteilung zu den psychomen-
talen Belastungen von Lehrerinnen und Lehrern 
wird für alle Schulen und Schulkindergärten ein-
heitlich festgelegt. Die Verantwortung für die 
Durchführung der arbeitplatz- und personenbezo-
genen Gefährdungsbeurteilung verbleibt jedoch 
bei der Schulleiterin/dem Schulleiter bzw. der Lei-
terin/dem Leiter des Schulkindergartens.  
 
Von Betriebsärztinnen und Betriebsärzten werden 
weiterhin anlassbezogene Gefährdungsbeurtei-
lungen im arbeitsmedizinischen Bereich durchge-
führt. Mit deren Hilfe sollen bereits festgestellte 
Belastungsfaktoren einer vertiefenden Untersu-
chung unterzogen und bewertet werden.  

 
Derartige anlassbezogene Gefährdungsbeurtei-
lungen können sich z.B. aus folgenden Gründen 
ergeben: 

- Die regelmäßige Gefährdungsbeurteilung der 
Schule ergab einen Handlungsbedarf; dennoch 
konnten nach Beratung durch die Betriebsärz-
tin/den Betriebsarzt keine zumindest die Ge-
fährdung oder Belastung minimierende Maß-
nahmen eingeleitet werden, 

- eingetretener Gesundheitsschaden einer Lehre-
rin oder eines Lehrers oder lang anhaltende ge-
sundheitliche Beschwerden mit begründetem 
Verdacht auf einen beruflichen Zusammen-
hang, 

- bei Verdacht auf Vorliegen einer Dienstbeschä-
digung oder Berufskrankheit, 

- nach Arbeits- oder Dienstunfällen in der Schu-
le/dem Schulkindergarten mit Wiederholungs-
gefahr, 

- bei Feststellung von Mängeln durch die staatli-
chen Aufsichtsbehörden oder die Unfallkasse, 

- auf Beschluss der Gesamtlehrerkonferenz. 

 



Die Durchführung von anlassbezogenen Gefähr-
dungsbeurteilungen sind von der Schulleite-
rin/vom Schulleiter bzw. der Leiterin/dem Leiter 
des Schulkindergartens in Abstimmung mit der 
Betriebsärztin/dem Betriebsarzt festzulegen. Bei 
Bedarf kann die Leitstelle beratend hinzugezogen 
werden. 
 
Schutzmaßnahmen sind im Rahmen der ihnen 
übertragenen Aufgaben und Befugnisse von der 
Schulleiterin/dem Schulleiter bzw. der Leite-
rin/dem Leiter des Schulkindergartens, vom 
Schulträger sowie ggf. von den Schulaufsichtsbe-
hörden festzulegen. Dabei sind die Grundsätze 
des § 4 ArbSchG zu berücksichtigen. 

 
3.4 Vertiefende Untersuchungen zu den Ursachen 

von psychomentalen Belastungen  
 

Nach § 4 ArbSchG ist der Arbeitgeber bei Maß-
nahmen des Arbeitsschutzes gehalten, Gefahren 
an ihrer Quelle zu bekämpfen. Im Rahmen der 
vorhandenen Mittel sollen daher an ausgewählten 
Schulen und Schulkindergärten Projekte und pro-
spektive wissenschaftliche Studien mit einer defi-
nierten Laufzeit und einer überschaubaren Grö-
ßenordnung durchgeführt werden. Diese sollen 
innerhalb einer absehbaren Zeitspanne Informati-
onen über Präventionsansätze im Umgang mit 
psychomentalen Belastungen liefern. Als solche 
kommen beispielsweise zeitlich begrenzte Super-
visions- oder Coaching-gruppen, Durchführung 
von Workshops bzw. Gesundheitstagen in Form 
von einzelnen Projekten in Betracht. 

 
3.5 Unterstützung der Schulen und Schulkinder-

gärten durch Bereitstellung von Rechtsgrund-
lagen zum Arbeitsschutz sowie Informationen 
über typische Gefährdungen und Belastungen 
sowie deren Vermeidung, Beratungsmöglich-
keiten, Fortbildung  

 
Zur Information aller am Arbeitsschutz Beteiligten 
sowie für die Lehrerinnen und Lehrer soll eine In-
ternetplattform geschaffen werden, über die ins-
besondere neuere staatliche und berufsgenos-
senschaftliche Arbeitsschutzvorschriften, Informa-
tionen über typische Gefährdungen und Belastun-
gen im Lehrerberuf sowie Hinweise zu deren Be-
seitigung oder Verminderung zur Verfügung ge-
stellt werden. Zu diesem Zweck sollen auch wei-
terhin Fortbildungen angeboten werden. Für In-
formationen und Beratungen stehen darüber hin-
aus neben den Betriebsärztinnen und Betriebsärz-
ten, den Fachkräften für Arbeitssicherheit sowie 
den Sicherheitsbeauftragten der Schule/des 
Schulkindergartens auch die Ansprechpart-
ner/innen für Arbeitsschutz bei den Schulauf-
sichtsbehörden sowie die Unfallkasse Baden-
Württemberg zur Verfügung.  

 
4. Kooperation 
 

Bei der Erfüllung ihrer Tätigkeit kooperiert die 
Leitstelle Betriebsärztlicher Dienst für das Kultus-
ressort, Arbeits- und Gesundheitsschutz, mit den 
Einrichtungen der Schulverwaltung, der Unfall-
kasse Baden-Württemberg sowie insbesondere 
mit dem öffentlichen Gesundheitsdienst. 

 
 
 

5. Geschäftsbericht 
 

Über die Umsetzung dieses Rahmenkonzeptes 
wird in dreijährigem Abstand, erstmals für das 
Jahr 2007, vom Kultusministerium ein Bericht er-
stellt. Die Daten werden von der Leitstelle erho-
ben.  
Dieser Bericht enthält insbesondere Angaben ü-
ber 

- Anzahl der an Schulen und Schulkindergärten 
gebildeten Arbeitskreise für Arbeitsschutz und 
die Anzahl der Sitzungen sowie deren Themen-
schwerpunkte, 

- Anzahl der an Schulen und Schulkindergärten 
gebildeten Gesundheitszirkel und deren The-
menschwerpunkte, 

- Anzahl und Themenschwerpunkte der anlass-
bezogenen Gefährdungsbeurteilungen, 

- den Stand und die wesentlichen Ergebnisse 
vertiefender Untersuchungen zu den Ursachen 
von psychomentalen Belastungen, 

- Anzahl der nach § 6 Abs. 2 ArbSchG zu erfas-
senden Unfälle von Lehrkräften, 

- Anzahl und Themen der von Lehrkräften be-
suchten Fortbildungen zum Arbeitsschutz. 

 
6. Ausblick 
 

Wie jede Wissenschaft sind die Arbeitswissen-
schaften ständigen Entwicklungen unterworfen. 
Forschung und praktische Erfahrungen erweitern 
ständig die Erkenntnisse, insbesondere hinsicht-
lich Belastungen von Beschäftigten und Präventi-
onsmaßnahmen. Das Rahmenkonzept ordnet sich 
diesem Gedanken unter. Bei der praktischen Um-
setzung des Rahmenkonzeptes im Schulbereich 
können daher neue Entwicklungen unmittelbar 
einfließen. Auf der Grundlage des Geschäftsbe-
richts nach Nr. 5 und vertiefender wissenschaftli-
cher Studien entwickelt die Leitstelle das Rah-
menkonzept weiter. 
 
Langfristig soll ein Arbeitsschutzmanagementsys-
tem, z.B. nach Vorgabe des Leitfadens für das na-
tionale Konzept für Arbeitsschutzmanagementsys-
teme, im Schulbereich installiert werden. 
 
Dabei geht es um die systematische Integration 
des Arbeitsschutzes in die betrieblichen Abläufe 
der Schule bzw. des Schulkindergartens. Es wird 
angestrebt, den Arbeitsschutz an der Schule/dem 
Schulkindergarten zu verbessern, die Prävention 
als vorrangiges Ziel festzuschreiben, die Eigen-
verantwortung der Schulen und Schulkindergärten 
zu fördern, die Einbeziehung der Lehrkräfte zu 
verbessern, die Motivation und Arbeitszufrieden-
heit zu erhöhen, Synergien nutzbar zu machen 
und eine verbesserte Transparenz in der Schu-
le/dem Schulkindergarten zu erreichen. 
 

 


